„Der Prävention den Rücken stärken – politisch, fachlich, praktisch!“

Nichtübertragbare Krankheiten sind die Todesursache Nummer 1 in der Europäischen Region der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Außerdem sind sie der Haupt-Auslöser für Behinderungen und Folgeerkrankungen. In Deutschland verstarben im Jahr 2013 knapp 900.000 Personen – etwa 65 % davon an Erkrankungen des Kreislaufsystems und an Krebs. Rückenschmerzen belegten unter den 20 Hauptdiagnosen im stationären Bereich im Jahr 2012 den dritten Rang. Im Jahr 2013 litten 8 % der Erwerbstätigen unter „arbeitsbedingten Gesundheitsbelastungen“ – ein Drittel von ihnen an Beschwerden im Bereich des Rückens. Dies ist weit mehr als nur eine persönliche Belastung: Auch hinsichtlich der durch Krankheit verursachten Kosten bilden Erkrankungen des Muskel-Skelett-Systems zusammen mit nur drei weiteren Krankheitsklassen die Spitzengruppe, die für mehr als die Hälfte der Kosten verantwortlich ist. Auch die Daten der Gesundheitsberichterstattung des Bundes bestätigen, dass Rückenschmerzen und Krankheiten der Wirbelsäule in Deutschland und vergleichbaren Ländern eine Gesundheitsstörung von herausragender epidemiologischer, medizinischer und gesundheitsökonomischer Bedeutung sind.

Das Krankheitsgeschehen in Deutschland ist des Weiteren geprägt von Zusammenhängen zwischen sozialer Lage und Gesundheit sowie von Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Gesundheit der Bevölkerung. Seit Langem steht die Frage im Raum, wie die Politik auf diese Entwicklungen reagieren soll. Gerade im Bereich der nichtübertragbaren Krankheiten im Allgemeinen und der Rückenbeschwerden im Speziellen sind umfassende präventive Maßnahmen von großer Bedeutung. Viele Erkrankungen mit ihren persönlichen und gesellschaftlichen Folgen könnten so vermieden werden. 
Im nunmehr vierten Gesetzgebungs-Anlauf des Bundestages soll ab 01.01.2016 endlich ein „Präventionsgesetz“ auf diese Mixtur gesundheitspolitisch relevanter Herausforderungen reagieren – auch für die Arbeit der Aktion gesunder Rücken (AGR) e. V. stellt dieses Gesetz eine interessante Entwicklungsperspektive dar.
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